
1.	 Geltungsbereich
Diese Einkaufsbedingungen gelten für alle Bestel-
lungen der mut GmbH (nachfolgend Käufer). Diese 
Einkaufsbedingungen gelten nur, wenn der Lieferant 
Unternehmer, eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen 
ist. Abweichende, entgegenstehende oder ergänzende 
Geschäftsbedingungen des Lieferanten werden nicht 
anerkannt, es sei denn, der Käufer hat ihnen schriftlich 
zugestimmt. Dieses Zustimmungserfordernis gilt auch 
dann, wenn der Lieferant im Rahmen seiner Auftrags-
bestätigung auf seine AGB verweist und der Käufer dem 
nicht ausdrücklich widerspricht.

2.	 Bestellung und Auftragsbestätigung
2.1	 Bestellungen des Käufers sind bis zum Ver-
tragsabschluss freibleibend. Der Lieferant hat auf die 
Bestellung des Käufers hin diesem unverzüglich ein 
Angebot in Schrift- oder Textform zu übersenden. Der 
Käufer kann dann entscheiden, ob er das Angebot des 
Lieferanten annimmt oder nicht.

2.2	 Der Lieferant verpflichtet sich, die in der Bestel-
lung des Käufers angegebenen Spezifikationen in-
sbesondere deren Version sorgfältig zu prüfen und 
sicherzustellen, dass die gelieferten Produkte diesen 
entsprechen.

3.	 Preise und Zahlungsbedingungen
3.1	 Die in der Bestellung des Käufers angegebenen 
Preise sind Festpreise. Sie verstehen sich inklusive Um-
satzsteuer, Verpackung, Lieferung frei Haus an die vom 
Käufer angegebene Lieferadresse sowie etwaiger Mon-
tagekosten.

3.2	 Preiserhöhungen ohne vorherige schriftliche 
Zustimmung des Käufers sind unwirksam.

3.3	 Sofern nicht anders vereinbart, erfolgt die Zahl-
ung netto innerhalb von 30 Tagen nach Rechnungsein-
gang und erfolgreicher Lieferung. Der Käufer schuldet 
keine Fälligkeitszinsen. Für den Zahlungsverzug des 
Käufers gelten die gesetzlichen Vorschriften.

3.4	 Der Lieferant ist ohne vorherige schriftliche 
Zustimmung des Käufers nicht berechtigt, Forderungen 
gegen den Käufer an Dritte abzutreten.

4.	 Lieferbedingungen / Leistung
4.1	 Der Lieferant ist verpflichtet, die bestellte Menge 
exakt zu liefern. Eine Mehr- oder Minderlieferung ist un-
zulässig und bedarf der vorherigen schriftlichen Zustim-
mung des Käufers. Minderlieferungen stellen einen 
Mangel dar; der Käufer hat im Fall einer Minderlieferung 
das Recht, entweder eine Kürzung des Auftragswertes 
vorzunehmen oder Nacherfüllung zu verlangen.

4.2	 Die Lieferung hat frei Haus an die vom Käufer 
angegebene Lieferadresse zu erfolgen. Jeder Lieferung 
ist ein Lieferschein beizufügen. Dieser muss ausweisen 
das Datum der Ausstellung und des Versands, den Inhalt 
der Lieferung sowie die Bestellkennung des Käufers. 
Fehlt der Lieferschein oder ist dieser unvollständig, so 
trägt der Lieferant das damit einhergehende Risiko der 
verzögerten Bearbeitung und Bezahlung der Lieferung.

4.3	 Der Lieferant ist für eine angemessene Ver-
packung und den sicheren Transport der Ware verant-
wortlich.

4.4	 Der Lieferant ist verpflichtet, den Käufer unver-
züglich schriftlich zu informieren, sobald erkennbar ist, 
dass Liefertermine nicht eingehalten werden können.

4.5	 Ein unverbindlicher oder geschätzter Lieferter-
min wird verbindlich, wenn nicht innerhalb von zwei 
Wochen nach Auftragserteilung ein verbindlicher Lief-
ertermin mitgeteilt wird.

4.6	 Der Lieferant gerät bei Überschreitung des vere-
inbarten Liefertermins auch ohne Mahnung des Käufers 
in Verzug.

4.7	 Der Lieferant trägt das Beschaffungsrisiko für 
seine Lieferungen und Leistungen, sofern nicht im Ein-
zelfall etwas anderes vereinbart ist. Störungen in der 
Lieferkette des Lieferanten entlasten diesen nicht von 
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seinen Vertragspflichten gegenüber dem Käufer. Dies 
gilt nicht, wenn der Lieferant nachweisen kann, dass ihn 
kein Verschulden an der Störung trifft.

4.8	 Ohne vorherige schriftliche Zustimmung 
des Käufers ist der Lieferant nicht berechtigt, die 
von ihm geschuldeten Leistungen durch Dritte (z. B. 
Subunternehmer) zu erbringen. Der Käufer wird seine 
Zustimmung zur Übertragung von Leistungen auf Dritte 
nur aus wichtigem Grund verweigern.

5.	 Sach- und Rechtsmängelhaftung / Mänge-
lanzeige
5.1	 Für die Sach- und Rechtsmängelhaftung des 
Lieferanten gelten die gesetzlichen Vorschriften (Na-
cherfüllung, Minderung, Rücktritt und Schadensersatz), 
sofern und soweit diese Einkaufsbedingungen nicht et-
was Abweichendes bestimmen.

5.2	 Die Gewährleistungsfrist beträgt drei Jahre ab 
Lieferdatum, sofern nicht ausdrücklich etwas anderes 
vereinbart wurde.

5.3	 Zu einer Untersuchung der Ware bei Vertragss-
chluss ist der Käufer nicht verpflichtet. Abweichend von 
§ 442 BGB stehen dem Käufer Sach- und Rechtsmänge-
lansprüche auch dann zu, wenn dem Käufer bei Ver-
tragsschluss der Mangel in Folge grober Fahrlässigkeit 
unbekannt geblieben ist.

5.4	 Für die kaufmännische Untersuchungs- und 
Rügepflicht des Käufers gelten die gesetzlichen 
Vorschriften der §§ 377 und 381 HGB mit 
folgender Maßgabe: Die Untersuchungspflicht des 
Käufers beschränkt sich auf Mängel, die bei der 
Wareneingangskontrolle im Rahmen einer äußerlichen 
Begutachtung einschließlich der Lieferpapiere offen zu 
Tage treten (z. B. Transportbeschädigungen) oder im 
Rahmen einer Stichprobenkontrolle erkennbar sind. Im 
Übrigen kommt es darauf an, inwieweit eine Untersuchung 
unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls 
und ihm Rahmen eines üblichen Geschäftsgangs 
erwartet werden kann. Die Pflicht des Käufers zur Rüge 

für Mängel, die bei Lieferung unentdeckt bleiben und erst 
später erkannt werden, bleibt unberührt. Unabhängig von 
der Untersuchungspflicht des Käufers gilt seine Rüge als 
rechtzeitig, wenn sie innerhalb von 8 Kalendertagen ab 
Lieferung bzw. Entdeckung gegenüber dem Lieferanten 
erfolgt.

5.5	 Ist eine Abnahme vereinbart, greift die Untersu-
chungs- und Rügepflicht des Käufers nicht.

5.6	 Zur Nacherfüllungspflicht des Lieferanten 
gehört auch der Ausbau der mangelhaften Ware und 
der erneute Einbau, sofern die Ware ihrer Art und ihrem 
Verwendungszweck nach in eine andere Sache eingebaut 
oder an einer anderen Sache angebracht wurde, bevor 
der Mangel sich offenbarte. Der gesetzliche Anspruch 
des Käufers auf Ersatz entsprechender Aufwendungen 
(Aus- und Einbaukosten) bleibt unberührt. Die zum 
Zwecke der Prüfung und Nacherfüllung erforderlichen 
Aufwendungen (z. B. Transport- Arbeitskosten etc.) trägt 
der Lieferant auch dann, wenn sich der Verdacht des 
Mangels nicht bestätigen sollte. Dies gilt nur dann nicht, 
wenn der Käufer grob fahrlässig nicht erkannt hat, dass 
kein Mangel vorlag.

5.7	 Die gesetzlichen Aufwendungs- und 
Regressansprüche des Käufers innerhalb einer 
Lieferantenkette (Lieferantenregress gem. §§ 478, 445a, 
445b, §§ 445c, 327 Abs. 5 BGB) stehen dem Käufer 
neben seinen Mängelansprüchen zu. Insbesondere 
ist der Käufer berechtigt, die Art der Nacherfüllung 
von dem Lieferanten zu verlangen, die der Käufer 
seinem Abnehmer schuldet. Bei Waren mit digitalen 
Elementen und/ oder Inhalten gilt dies auch im Hinblick 
auf die Bereitstellung erforderlicher Aktualisierungen. 
Bevor der Käufer einen von einem seiner Abnehmer 
geltend gemachten Mangelanspruch anerkennt oder 
erfüllt, wird er den Lieferanten benachrichtigen und um 
Stellungnahme bitten. Unterbleibt eine Stellungnahme 
des Lieferanten innerhalb angemessener Frist und kommt 
es auch nicht zu einer einvernehmlichen Einigung, so gilt 
der Mängelanspruch, den der Käufer seinem Abnehmer 
gewährt hat, als vom Lieferanten geschuldet.
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6.	 Eigentumsvorbehalt
Die Übereignung der Ware hat unbedingt und unab-
hängig von der Zahlung des Preises auf den Käufer zu 
erfolgen. Nimmt der Käufer ein Angebot des Käufers, 
das unter Eigentumsvorbehalt erfolgt, an, so erlischt der 
Eigentumsvorbehalt mit der vollständigen Zahlung des 
Kaufpreises. Der Käufer ist berechtigt, die Ware auch 
vor Zahlung des Kaufpreises im ordnungsgemäßen 
Geschäftsverkehr weiter zu veräußern. Die Forderung 
aus dem Weiterverkauf wird der Käufer in Höhe des 
Zahlungsanspruchs des Lieferanten an diesen abtreten. 
Ausgeschlossen sind der erweiterte, verlängerte, weit-
ergeleitete und der auf die Weiterverarbeitung verlän-
gerte Eigentumsvorbehalt des Lieferanten.

7.	 Produkthaftung und Versicherung
Haftet der Lieferant dem Käufer aus Produkthaftung, 
so hat er den Käufer von Ansprüchen Dritter freizustel-
len. Die Freistellung umfasst auch die Kosten etwaiger 
Rückraufaktionen. Der Lieferant hat eine Produkthaftp-
flichtversicherung mit folgenden Deckungssummen ab-
zuschließen und aufrechtzuerhalten und dem Käufer auf 
Nachfrage nachzuweisen: 10 Mio. EUR pro Schadens-
fall für Personen- und Sachschäden. 

8.	 Materialüberbestände und Lagerung
8.1	 Der Käufer ist nicht verpflichtet, Materialüber-
bestände oder Restmengen abzunehmen, wenn dies 
nicht explizit vereinbart wurde.

8.2	 Für lagerndes Material, das für den Käufer bes-
chafft wurde, besteht kein Anspruch auf Lagergebühren.

9.	 Aufrechnung und Zurückbehaltungsrecht
Der Lieferant kann gegenüber Forderungen des Käufers 
nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten 
Forderungen aufrechnen. Entsprechendes gilt für die 
Ausübung von Zurückbehaltungsrechten. Darüber hin-
aus kann der Lieferant Zurückbehaltungsrechte nur auf 
Ansprüche stützen, die auf demselben Auftrag wie der 
Anspruch des Käufers beruhen.

10.	 Geheimhaltung
10.1	 Der Lieferant ist verpflichtet, die vom 
Käufer übermittelten Informationen, Unterlagen 
und Daten (insbesondere Pläne, Zeichnungen, 
Ausführungsanweisungen) vertraulich zu behandeln 
und vom unberechtigten Zugriff Dritter zumindest in dem 
Umfang zu schützten, wie es auch für Informationen 
des Lieferanten gilt. Die von dem Käufer zur Verfügung 
gestellten Informationen, Unterlagen und Daten darf 
der Lieferant ausschließlich für die Erbringung der mit 
dem Käufer vertraglich vereinbarten Leistung erbringen. 
Die Geheimhaltungsverpflichtung des Lieferanten 
besteht nicht, wenn die ihm übermittelten Informationen, 
Unterlagen und Daten allgemein bekannt sind, ohne 
dass eine Geheimhaltungspflicht verletzt worden ist. 
Unberührt bleiben die gesetzlichen Regelungen zum 
Geheimschutz.

10.2	 Die Geheimhaltungsverpflichtung des Lieferant-
en gilt für einen Zeitraum von 2 Jahren nach Beendigung 
der Geschäftsbeziehung zwischen Käufer und Lieferant-
en.

11.	 Schlussbestimmungen
Es gilt deutsches Recht. Das UN-Kaufrecht ist aus-
geschlossen. Ausschließlicher Gerichtsstandort ist 
Hamburg. Dem Käufer bleibt es aber unbenommen, den 
Lieferanten an dessen Sitz zu verklagen.

Stand 01.07.2025
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